
Vorlagefrage 

Ist eine von der Europäischen Kommission im Verfahren nach 
der „Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22.12.1995 
über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Eu­
ropäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern“ ( 1 ) erlassene An­
tidumping-Regelung unwirksam, weil die Kommission sie unter 
Zugrundlegung eines auf einer „anderen angemessenen Grund­
lage“ ermittelten Normalwerts (hier: anhand der tatsächlich in 
der Gemeinschaft für gleichartige Ware gezahlten oder zu zah­
lenden Preise) ohne weitergehende Ermittlungen hinsichtlich ei­
nes Normalwerts erlassen hat, nachdem in einem Vergleichs­
land, das von der Kommission als solches zunächst in den Blick 
genommen worden war, zwei Unternehmen ergebnislos ange­
schrieben worden waren — wobei sich das eine gar nicht ge­
meldet hat und das andere seine Kooperationsbereitschaft ange­
zeigt, auf den sodann übersandten Fragebogen jedoch nicht 
mehr gemeldet hat — und die Kommission von Verfahrens­
beteiligten auf ein weiteres mögliches Vergleichsland hingewie­
sen worden war? 

( 1 ) ABl. L 56, S. 1. 
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Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus Art. 16 der Richtlinie 2000/43/EG 
des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbe­
handlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft ( 1 ) verstoßen hat, dass sie die Art. 3 
Abs. 1 Buchst. d bis h und 9 dieser Richtlinie nicht ord­
nungsgemäß und nicht vollständig umgesetzt hat; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Richtlinie 2000/43/EG gilt in sachlicher Hinsicht für eine 
Reihe von Bereichen, die in Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie genannt 
sind. Nach Art. 16 der Richtlinie sind die Mitgliedstaaten ver­
pflichtet, die erforderlichen Vorschriften zu erlassen, um der 
Richtlinie in allen diesen Bereichen nachzukommen (oder dafür 
zu sorgen, dass die Sozialpartner die erforderlichen Maßnahmen 
treffen), und die Europäische Kommission davon in Kenntnis zu 
setzen. Nach Auffassung der Kommission hat die Republik Po­
len diese Verpflichtung bisher nur teilweise erfüllt. Im Rahmen 
der vorliegenden Klage wirft die Kommission der Republik Po­
len vor, dass sie die Richtlinie in folgenden Bereichen nicht 
ordnungsgemäß und nicht vollständig umgesetzt habe: Mitglied­
schaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Arbeitgeber­
organisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer be­
stimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Inan­
spruchnahme der Leistungen solcher Organisationen; Sozial­
schutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesund­
heitsdienste; soziale Vergünstigungen; Bildung; Zugang zu und 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlich­
keit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum (Art. 
3 Abs. 1 Buchst. d bis h der Richtlinie). Die Kommission weist 
das Vorbringen der polnischen Stellen zurück, dass die Umset­
zung der Richtlinie in diesen Bereichen durch die Bestimmun­
gen der Verfassung der Republik Polen sowie der Gesetze und 
völkerrechtlichen Verträge sichergestellt werde, die im Vorver­
fahren angegeben worden seien. 

Die Europäische Kommission wirft der Republik Polen darüber 
hinaus vor, dass sie Art. 9 der Richtlinie 2000/43/EG nicht 
ordnungsgemäß und nicht vollständig in nationales Recht um­
gesetzt habe. Diese Vorschrift, wonach die erforderlichen Maß­
nahmen zu treffen seien, um den Einzelnen vor Benachteiligun­
gen zu schützen, die als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf 
die Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Gleichbe­
handlungsgrundsatzes erfolgten, betreffe alle Personen und alle 
Situationen, die in den Geltungsbereich der Richtlinie fielen. Die 
von den polnischen Stellen bisher übermittelten Vorschriften 
belegten das Vorhandensein derartiger Maßnahmen jedoch nur 
für die Arbeitnehmer und das Arbeitsverhältnis. 

( 1 ) ABl. L 180, S. 22. 
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